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Bezug:  

Anlagen: 0 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

auf Ihren Antrag vom 06.11.2015, eingegangen am 09.11.2015, Großprojekt Stuttgart-Ulm, Plan-

feststellungabschnitt 2.1a/b, 1. Planänderung, Artenschutz, und Planfeststellungsabschnitt 2.1c, 

6. Planänderung, ergeht folgender 

 

Bescheid : 

1. Der Antrag wird abgelehnt.  

2. Die Gebühren des Verfahrens trägt der Antragsteller. Die Höhe der Gebühren und Auslagen 

wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt.  

 

 

Begründung: 

Zu 1: 

Mit Schreiben vom 06.11.2015 beantragten Sie eine Änderung des Planfeststellungsbeschlusses 

vom 23.03.2015, Az.: 591ppw/029-2300#010 („PFA 2.1 a/b, NBS Wendlingen - Ulm, Albvorland“,) 
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sowie des Planfeststellungsbeschlusses vom 13.08.1999, Az.: 591ppw/029-2300#010 („PFA 2.1 c, 

NBS Wendlingen - Ulm, Kirchheim - Weilheim – Aichelberg“). Im Antrag haben unter 9.1 Sie die 

Qualitätssicherung für alle Unterlagen des Antrages zugesichert.  

 

Der Antrag zielt auf die Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen. Er enthält 

auch einen Antrag auf artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

Für die Umsiedlung von Eidechsen sowie für die Entwicklung von Ersatzlebensräumen von Vögeln 

werden Grundstücke Dritter teils erstmals, teils stärker in Anspruch genommen. 

 

Die Prüfung der Unterlagen hat ergeben, dass die Unterlagen z. T.  

• falsche Angaben enthalten, 

• nicht vollständig und 

• in sich widersprüchlich sind. 

 

Die Fehler betreffen den zentralen und einzigen Gegenstand des Antrages, nämlich den Arten-

schutz. 

 

Die Planunterlagen sind so fehlerbehaftet, dass sie für die Durchführung des beantragten Verfah-

rens nach § 76 Abs. 3 VwVfG ungeeignet sind. Auch und gerade das Screening als erster Verfah-

rensschritt kann auf dieser Grundlage nicht durchgeführt werden. 

 

Die Screening-Erklärung ist fehlerbehaftet. So wird beispielsweise unter Punkt 6c die Verletzung 

von Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausdrücklich verneint. Diese Angabe ist 

falsch, wird doch mit Anhang 8.1B (z. B. bezüglich der Zauneidechse für § 44 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 

3 i. V. m. Nr. 5 BNatSchG und bezüglich der Rauchschwalbe für § 44 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. Nr. 5 

BNatSchG) ausdrücklich die Verletzung von Verboten festgestellt.  

 

Die Angabe unter Punkt 6c der Screening-Erklärung steht auch im Widerspruch zum Antrag auf 

eine artenschutzrechtliche Ausnahme (s. Anhang 8.2B). 

 

Anlage II-5 zur Umwelterklärung wurde nicht vorgelegt. Gemäß Umwelt-Leitfaden sind Vermei-

dungsmaßnahmen in der Umwelterklärung im Anhang II-5 einzutragen. Dies umfasst auch die 

Angaben zur umweltfachlichen Bauüberwachung.  

 

Die Angaben zwischen den einzelnen artenschutzrelevanten Unterlagen sind widersprüchlich. So 

wird beispielsweise mit dem Artenblatt für die Rauchschwalbe die Verletzung des § 44 Abs. 1 Nr. 3 

i. V. m. Abs. 5 BNatSchG festgestellt, wörtlich: „Es ist davon auszugehen, dass die Funktionsfä-
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higkeit der Fortpflanzungs- und Ruhestätte vollständig entfällt“. Dennoch wird an anderer Stelle, s. 

z. B. Formblatt zur SAP, eine Verbotsverletzung verneint. 

 

Für die Artenblätter wurde ein veraltetes Formular verwendet. Der Umwelt-Leitfaden gibt seit Ok-

tober 2012 das neue Formular vor, das seinerzeit in der Folge der Rechtsprechung des Bundes-

verwaltungsgerichts (BVerwG, Urteil vom 14. Juli 2011 – 9 A 17/10 –, juris) angepasst wurde. Mit 

dem geänderten Formblatt wird eine verbindliche Aussage zu der Verbotsverletzung des § 44 Abs. 

1 Nr. 1 BNatSchG im Sinne des genannten Urteils und der zugrundeliegenden Habitat-Richtlinie 

eingefordert. Es darf nicht offen bleiben, ob der Antragsteller bzw. die von ihm beauftragten Gut-

achter eine Verletzung des Tötungsverbotes – anders als von der Habitat-Richtlinie vorgegeben – 

nur unter Rückgriff auf § 44 Abs. 5 BNatSchG ausschließt. 

Dieses Formular ist der Vorhabenträgerin hinlänglich bekannt. Die Verwendung wurde in der Ver-

gangenheit mehrfach angemahnt.  

 

Die Angaben zum Erhaltungszustand sind z. T. falsch. So wird beispielsweise der Erhaltungszu-

stand des Großen Abendseglers für Baden-Württemberg mit „günstig“ angegeben (s. LBP, An-

hang 8, S. 19), tatsächlich wird er von der LUBW 2013 mit „ungünstig bis unzureichend“ einge-

stuft. 

 

Widersprüche finden sich auch in den Plänen: So widersprechen sich beispielsweise verschiedene 

Flächendarstellungen der Anlagen 12.6.0 und 12.6.1. 

 

Darüber hinaus werden für die Planänderung in erheblichem Umfang Grundstücke Dritter erstmals 

oder in geänderter Form in Anspruch genommen. Erstmals betroffen sind gemäß Auflistung des 

Erläuterungsberichtes mindestens insgesamt zehn Flurstücke. Bei 33 Flurstücken, die bereits 

durch Planfeststellung berührt waren, wird gemäß Erläuterungsbericht die Inanspruchnahme ge-

ändert. (Entfallene Inanspruchnahmen oder die „0“er-Liste von S. 19 wurden hierbei nicht berück-

sichtigt.) Weitere Neubetroffenheiten werden im Zusammenhang mit der Katasteränderung aufge-

listet. Die einzelnen Grundstücksinanspruchnahmen umfassen bis zu 6.782 qm. 

 

Es ist nicht ersichtlich, wie die durch diese zusätzlichen Inanspruchnahmen von Grundeigentum 

entstehenden Konflikte im Verfahren bewältigt werden sollen. Dem Antrag ist nicht zu entnehmen, 

dass der Antragsteller beabsichtigt, mit den jeweiligen Eigentümern Einigungen zu erzielen. Zu-

stimmungserklärungen liegen dem Antrag nicht bei. Demzufolge müssten die Eigentümer durch 

das Eisenbahn-Bundesamt beteiligt werden. Allerdings fehlen die für eine Beteiligung aller neu 

oder zusätzlich Betroffenen die jeweils erforderlichen Anstoßmappen. Hiervon hängt auch die 

Festlegung der Verfahrensart ab: Sollte es Ihnen nicht möglich sein, dem Antrag die für eine Betei-

ligung erforderlichen Daten beizufügen, soweit dies durch ersatzweise Vorlage von Zustimmungs-
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erklärungen notwendig ist, kann das von Ihnen beantragte Verfahren nicht durchgeführt werden. In 

diesem Fall hat ein neues Planfeststellungsverfahren gem. § 76 Abs. 1 VwVfG zu erfolgen. 

 

Ein Erfordernis, Ihnen zunächst Gelegenheit zur Berichtigung Ihres Antrages gem. § 25 Abs. 1 

Satz 1 VwVfG zu geben, besteht nicht. Der Antragsteller ist in der Formulierung von Anträgen auf 

planrechtliche Entscheidungen erfahren, sodass Unerfahrenheit im Sinne der Norm ausscheidet. 

Aber auch ein offensichtliches Versehen kann nicht angenommen werden: Das Eisenbahn-

Bundesamt stellt eine Reihe von Hinweisen und Unterlagen – gerade im hier ausschließlich be-

troffenen Bereich des Naturschutzes – öffentlich zur Verfügung, um formal korrekte und inhaltlich 

widerspruchsfreie Antragstellungen zu ermöglichen. Der Antragsteller sichert mit jedem Antrag zu, 

eine Qualitätskontrolle der Unterlagen am Maßstab dieser Informationen durchzuführen. Er ist 

darüber informiert, was er bei der Antragstellung zu beachten hat. Die Beratungspflicht der Behör-

de ist mithin antizipiert erfolgt. Eine darüber hinausgehende, auf den konkreten Antrag bezogene 

Beratung ist hier ebenso nicht erforderlich. In Anbetracht der überwiegend formalen Beanstandun-

gen ginge sie inhaltlich nicht über die Wiederholung der genannten frei verfügbaren Informationen 

und den Verweis auf sie hinaus. Sie hätte folglich beim Antragsteller keinen Erkenntnisgewinn zur 

Folge.  

 

 

Zu 2: 

Die Gebührenentscheidung beruht auf §§ 3 Abs. 4 Satz 1 BEVVG, 26 Abs. 1 Satz 1 Nummer 9, 7h 

Abs. 1 AEG, 4 Abs. 1, 6 Abs. 1 Nr. 2, 23 Abs. 5 Satz 2 Bundesgebührengesetz, 15 Abs. 2 Verwal-

tungskostengesetz, 1, 2, 5 Verordnung über die Gebühren und Auslagen für Amtshandlungen der 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes in Verbindung mit deren Anlage 1, Teil I, Abschnitt 2, 

Nr. 2.18. 

 

 

Die Planunterlagen (3 Sätze) sende ich Ihnen zu meiner Entlastung mit gesonderter Paketpost 

zurück. Wenn Sie den Antrag erneut beim Eisenbahn-Bundesamt einreichen, beachten Sie bitte, 

dass die o. g. Prüfung nach Feststellung der genannten Mängel beendet wurde. Ich betrachte es 

als Ihre Aufgabe, ggf. weitere formale oder inhaltliche Mängel (Unrichtigkeiten, Widersprüche, feh-

lende Angaben etc.) selbständig zu suchen, zu finden und auszuräumen. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsge-

richtshof Baden-Württemberg, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim erhoben werden. 
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Die Klage ist bei dem Gericht schriftlich zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte 

(Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale 

Infrastruktur (BMVI), dieses vertreten durch den Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes, Au-

ßenstelle Karlsruhe/ Stuttgart, Olgastraße 13, 70182 Stuttgart) und den Gegenstand des Klagebe-

gehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Der Kläger hat innerhalb einer 

Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel 

anzugeben. Erklärungen und Beweismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, 

können durch das Gericht zurückgewiesen werden. 

 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskostenhilfeverfah-

ren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Prozessbevollmächtigte sind Rechtsan-

wälte sowie die sonst nach § 67 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 Satz 7 VwGO genannten Personen und 

Organisationen zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein-

schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse 

können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte 

mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusam-

menschlüsse vertreten lassen. Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst 

vertreten. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

Rommel 


